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AUS D E R H O C H S C H U L E 
Über zukünftige Aufgaben der Universitätsmedizin 
Peter C. Scriba 
Der mit 10 0 0 0 . - D M dotierte Schmidt-Römhild-Technologie-
preis 1989 wurde vom Minister für Wirtschaft. Technik und 
Verkehr des Landes Schleswig-Holstein dem 1987 von Dr. Win­
fried Stöcker gegründeten Unternehmen „Euroimmun GmbH" 
verliehen. Damit wurde die beispielhafte technologische und 
unternehmerische Leistung des Groß Grönauer Laboratoriums 
für experimentelle Immunologie bei der Entwicklung der Biochip-
Technologie gewürdigt, die einen neuen Weg zur Produktion von 
Reagenzien für medizinische und biologische Labors darstellt. 
Anläßlich der Preisverleihung am 10. November 1989 im Audienz­
saal des Lübecker Rathauses hielt der damalige Rektor der 
Medizinischen Universität zu Lübeck. Prof. Dr. med. Peter C . 
Scriba. einen Festvortrag ..Über zukünftige Aufgaben der Univer­
sitätsmedizin", den wir im folgenden leicht gekürzt veröffentli­
chen. 
Die Aufgaben der Universitätsmedizin werden 
auch in der Zukunft auf drei voneinander untrenn­
baren Feldern liegen: Lehre, Forschung und Kran­
kenversorgung. Wir haben uns heute Gedanken zu 
machen über deren zukünftigen Wandel und denk­
bare Wei terc η t wick 1 u ngen. 
In.der Krankenversorgung werden Universitätskli­
nika in zunehmendem Umfang durch Spezialaufga-
ben belastet. Beispiele dafür finden sich besonders 
in da Onkologie, mit ihren z.T. aufwendigen medi­
kamentösen oder physikalischen Therapieformen. 
Man kann als Beispiel ebenso die komplizierteren 
Transplantationen anführen. Nicht zuletzt wegen 
der hohen Kosten dieser Ar t von Therapie wird sie 
gerne den Universitätskliniken aufgebürdet. Wenn 
die Universitätskliniken dann mit ihrem Pflegesatz 
oder Sonderentgelt nicht auskommen, können die 
Krankenkassenverbände immer noch behaupten, 
daß diese aufwendige Ar t der Krankenversorgung 
nur für Lehre und Forschung da wäre. Es ist aber 
nicht nur dieses „Schwarze Peter Spiel", nach dem 
der Universität eine steigende Zahl von Spezialauf-
gaben zuwächst. Es liegt auch an dem aufwendigen 
Therapieverfahren selbst. Sie müssen nämlich in 
ein System der Maximalversorgung eingebunden 
sein. Denken Sie an die hier in Lübeck so dringend 
benötigte Herzchirurgie. Sie braucht leistungsfähi­
ge Laboratorien, einen effizienten Blutspende­
dienst, eine einschlägig erfahrene Anästhesiologie, 
eine Dialyseabteilung, Neurologie und selbst Psy­
chiatrie. Schließlich kann die gut ausgerüstete inter­
nistische Kardiologie z.B. Dilatationen, das sind 
Ausdehnungen von Herzkranzgefäßen, nur dann 
durchführen, wenn sie bei Komplikationen sofort, 
d.h. vor Ort auf die Hilfe der Herzchirurgie zurück­
greifen kann. Das gilt auch für die Unfallchirurgen, 
die bei Patienten mit schweren Verletzungen des 
Brustraumes einen Herzchirurgen heranziehen 
können müssen. 
Diese verschiedenen Funktionsbereiche, zu denen 
auch noch die modernen bildgebenden Verfahren 
gehören, sind örtlich zusammenhängend vorzuhal­
ten. Eine „Herzchirurgie irgendwo im Lande", also 
z.B. in der Nähe eines Rehabilitationszentrums 
aufzubauen, wäre schlicht ein Schildbürgerstreich. 
Eine weitere Herzchirurgie in Schleswig-Holstein 
gehört dahin, wo das erforderliche Umfeld schon 
vorhanden ist und wo sie dringend benötigt wird, 
also nach Lübeck. 
Die zunehmende Belastung der Universitätsklini­
ken mit Spczialaufgaben soll hier keineswegs nur 
beklagt werden. Der wissenschaftliche Fortschritt 
kann schließlich nur in Einrichtungen erarbeitet 
werden, die Krankenversorgung mit Forschung 
verbinden, also in den Universitätskliniken. Der 
wechselseitige Nutzen von Forschung und Kran­
kenversorgung ist evident. Die Krankenversorgung 
profitiert vom raschen Umsetzen des erarbeiteten 
Fortschritts; der Forschung erwachsen im Kontakt 
mit der speziellen Krankenversorgung ständig neue 
Fragen. Klinische Forschung kann auf Dauer nur 
dann erfolgreich betrieben werden, wenn gleichzei­
tig Krankenversorgung auf höchstem Niveau 
durchgeführt wird. Die Verbindung von Spezialauf-
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gäbe und Forschung besteht in den Universitätskli­
nika also völlig zu Recht. Trotzdem kann nicht 
jedes Universitätsklinikum alle Spezialitäten der 
Maximalversorgung und der wissenschaftlichen Be­
arbeitung vorhalten. Die Fakultäten müssen ihre 
Schwerpunkte sorgfältig aussuchen. Diese Wahl 
der Schwerpunkte in der Krankenversorgung wird 
sich nach lokalen Gegebenheiten richten müssen. 
Die Verteilung der wissenschaftlichen Schwer­
punkte ist für Schleswig-Holstein zwischen der Me­
dizinischen Fakultät der Christian-Albrcchts-Uni-
versität in Kiel und der Medizinischen Universität 
zu Lübeck vor ca. zwei Jahren einvernehmlich 
abgestimmt worden. 
Einen breiten Raum nimmt bei den Überlegungen 
über die Zukunft der Universitätsmedizin die Frage 
nach der erforderlichen Bettenzahl ein. Auch hier 
hat der Wissenschaftsrat in seiner Empfehlung aus 
dem Jahr 1986 darauf hingewiesen, daß es für die 
Forschung an den Universitätskliniken nützlich sei, 
einen Teil der räumlichen und personellen Ressour­
cen von einer übermäßigen Belastung durch Kran­
kenversorgung zugunsten der Forschung umzuwid-
men. Solche Pläne sind natürlich illusorisch, wenn 
mit einem Bettenabbau auch das Personal verrin­
gert wird. Anders ausgedrückt, wenn man eine 
Bettenreduktion zur Stärkung der Forschung 
durchführen wi l l , muß man eine größere Unwirt-
schaftlichkeit der Krankenversorgung in Kauf neh­
men und den Zuschuß zum Haushalt e rhöhen. 
Gerade im Lande Schleswig-Holstein gibt es aber 
auch noch andere Motive, die Bettenzahl zu redu­
zieren. Diese liegen zum einen in den hohen Bauko­
sten; man rechnet, daß jedes neugebaute Bett in 
einem Universitätsklinikum etwa eine Mill ion D M 
kostet. Zum anderen bringt die schwierige Finanz­
lage der öffentlichen Krankenkassen diese dazu, 
sich für den Abbau von Betten der sogenannten 
Maximalversorgung, die die höchsten Pflegesätze 
erfordert, einzusetzen. Diese Bemühungen der 
Krankenkassen und auch des Sozialministeriums 
sind für die schleswig-holsteinischen Universitäten 
eine existentielle Bedrohung. Dabei ist bei allem 
Verständnis für Finanznöte der Kassen die Begrün­
dung absurd. Wir haben in Lübeck mit ca. 
D M 376, — den niedrigsten durchschnittlichen Ta-
ges-Pflegesatz aller Universitätskliniken in der 
Bundesrepublik. Wenn man uns einen Bettenab­
bau andient mit der Begründung, wir hätten auch 
„billige" Normalfälle zu behandeln, so übersieht 
man, daß mit einer solchen Maßnahme automatisch 
der komplizierte Spezialfall erheblich teuerer wür­
de. Es käme ferner zu einer unwirtschaftlichen 
Minderauslastung vorzuhaltender Kapazitäten im 
Laborbereich, aber auch im Bereich der bildgeben­
den Verfahren und in anderen medizinischen 
„Dienstleislungsfächcrn". 
Die Medizinische Universität zu Lübeck wird zur 
Zeit von Plänen bedroht, ihr weniger als die vom 
Wissenschaftsrat empfohlenen 1350 Betten zuzubil­
ligen. 1350 Betten sind das Minimum, welches für 
Forschung und Lehre nach den wiederholten Fest­
stellungen des Wissenschaftsrats dann erforderlich 
ist, wenn ein Klinikum neu gebaut wird. Diese Zahl 
wurde durch Summenbildung ermittelt, indem man 
für jede für Forschung und Lehre benötigte Fachkli­
nik die kleinste Bettenzahl feststellte, die eine 
solche Klinik noch arbeitsfähig zu führen erlaubt. 
Diese extrem knappe Rechnung bringt vielen Uni­
versitätskliniken bereits jetzt große Schwierigkei­
ten. Wenn man in Lübeck unter diese Zahl von 1350 
Betten geht, gefährdet man möglicherweise die 
Finanzierungsvoraussetzungen für das Universi-
tätsklinikum im Sinne des Hochschulbauförde­
rungsgesetzes und damit den 50 %igen Zuschuß 
des Bundes zu den Baukosten. Es ist höchste Zeit, 
daß die Landesregierung erklärt , daß sie bereit ist, 
die Voraussetzungen für die volle Arbeitsfähigkeit 
des Klinikums der medizinischen Universität zu 
schaffen. 
Ich sprach von der steigenden Belastung mit Spe-
zialaufgaben in den Universitätsklinika der Bun­
desrepublik. Diese Entwicklung führt dazu, daß 
weniger Patienten mit Normalkrankheiten für die 
Lehre zur Verfügung stehen. Dies ist eine Gefahr, 
von der die Medizinische Universitätsklinik zu Lü­
beck vergleichsweise wenig betroffen ist. Unser 
Klinikum hat immer noch einen deutlichen Anteil 
an allen stationären Aufnahmen einer mittelgroßen 
Stadt und ihres Umlandes zu versorgen und erhält 
somit eine „gesunde" Mischung. Wenn anderenorts 
nicht genügend Patienten mit den typischen „einfa­
chen" Krankheiten für die Lehre zur Verfügung 
stehen, so kann das ein erheblicher Nachteil sein. 
Andere Universitätskliniken haben dies unter an­
derem der Zerschlagung der großen Kerngebiete in 
zu viele Spezialabteilungen mit eigenen Betten zu 
verdanken. Solche bettenführenden Spezialabtei­
lungen ziehen komplizierte Spezialfälle an und ver­
mindern das Angebot an „Normalpat ienten". 
Es gibt aber einen weiteren Mechanismus, der das 
Angebot von für die Lehre geeigneten häufigen und 
„gewöhnlichen" Krankheiten in den Universitäts­
kliniken schon jetzt bedroht. Dies ist der rasch 
zunehmende Konkurrenzdruck zwischen den nie­
dergelassenen Ärzten. Bei allem Verständnis für 
die Nöte einiger niedergelassener Ärzte müssen 
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Strukturen gefunden werden, die den Universitäten 
ihren Anteil an den Krankheiten sichern, den sie 
insbesondere für die Wahrnehmung ihrer Lehrauf-
gabc haben müssen. Die berufsständischen Organi­
sationen wären gut beraten, wenn sie mithelfen 
würden, die sich hier abzeichnenden Engpässe zu 
vermeiden. 
Es gibt aber auch einen erheblichen Bedarf an 
Forschung zu Krankheiten, die in die verschiede­
nen Varianten der medizinischen Regelversorgung 
gehören. Denken Sie nur an Störungen der psychi­
schen und sozialen Funktionen mit Krankheitscha­
rakter, an epidemiologische Fragen, an Probleme 
der Prävention, der Rehabilitation, der Allgemein­
medizin und schließlich auch der Naturheilkunde. 
Der bei all diesen Beispielen gegebene Forschungs­
bedarf ist mit den Ressourcen der Universität un­
mittelbar nicht zu befriedigen. Es ist nicht immer 
nur Voreingenommenheit der Schulmedizin, die 
den Zugang zu diesen Wissenschaftsgebieten ver­
sperrt. Als Ausweg bietet sich den Medizinischen 
Fakultäten an, Assoziationen zu geeigneten Ein­
richtungen zu suchen. Lassen Sie mich ein paar 
praktische Beispiele anführen, um zu verdeutli­
chen, was ich meine. Wenn ich in Lübeck ein 
Problem der Langzeittherapie des Diabetes melli­
tus, also der Zuckerkrankheit, untersuchen lassen 
möchte, so hindert mich die Bettennot in meiner 
Klinik. Wie bei der Zusammenarbeit mit der Dia­
betes-Klinik im Hellbachtal hat in ähnlicher Weise 
die Medizinische Universität die Kooperation mit 
der Rheumaklinik Bad Bramstedt ermöglicht und 
eine C4-Professur für Klinische Rheumatologie als 
Sliftungslehrstuhl erhalten. Das entsprechende 
Modell ist für den Bereich Sozialmedizin in Zusam­
menarbeit mit der Landesversicherungsanstalt in 
Lübeck realisiert worden. Und lassen Sie mich auch 
die Beispiele Kinder- und Jugendpsychiatrie und 
Gcriatrische Tagesklinik noch aufführen. Worauf 
es in all diesen Fällen ankommt, ist, daß auf einen 
kleinen Stamm aus der Universität eine externe 
Kooperation aufgepfropft wird. Nur so entsteht 
zum wechselseitigen Nutzen die Chance, daß auch 
in solchen Gebieten wissenschaftlich gearbeitet 
werden kann, die der Universität unter den heuti­
gen Bedingungen der Belastung durch Spezialauf-
gaben, der Verknappung der Betten und der be­
grenzten räumlichen und personellen Kapazitäten 
direkt nicht zugänglich sind. Nur so sind wichtige 
Forschungen in weiten Bereichen der normalen 
Krankenversorgung durchführbar. 
Ich muß noch auf eine weitere Aufgabe der Univer­
sitätsmedizin wenigstens kurz hinweisen, die zu­
künftig noch wichtiger werden wird. In meine die 
Erarbeitung und Überwachung von Standards in 
der Krankenversorgung im Sinne der Qualitätssi­
cherung. Das bei uns dominierende Prinzip der 
medizinischen Versorgung durch Hausärzte bietet 
sicher große Vorteile im Sinne der Kontinuität der 
Betreuung, der Kenntnis des einzelnen Patienten 
und seines Umfeldes. Ich will das hier nicht vertie­
fen. Diese Dominanz der Hausarzt -Patienten- · 
-B indung wird nur dann problematisch, wenn et­
was an der Diagnose oder der Therapie nicht 
stimmt. Es muß für diesen Fall des jedermann 
zuzubilligenden Irrtums eine effektive, rasch wirk­
same Appellations-Instanz geben. Die Möglich­
keit, den eingeschlagenen diagnostischen oder auch 
therapeutischen Kurs zu überprüfen, muß nicht nur 
dem Hausarzt im Sinne der Überweisung offenste­
hen, sie muß auch dem Patienten selbst eingeräumt 
werden. Wir sehen hier eine wichtige Aufgabe der 
Universitätskliniken, besonders auch ihrer Polikli­
niken, die wohl am allerwenigsten eine Gefahr 
darstellen, den Hausarzt aus seiner wichtigen Rolle 
zu verdrängen. 
Erlauben Sie mir noch einige Bemerkungen zu der 
zukünftigen Lehre in den Universitätskliniken. Be­
kanntlich wird die ärztliche Ausbildung durch kon­
tinuierlich verfaßte Neuauflagen der Approba­
tionsordnung seit vielen Jahren immer wieder mo­
difiziert. Was uns meines Erachtens am dringend­
sten fehlt, ist eine neue Definition des Ausbildungs­
ziels. Das gegenwärtig gültige Ausbildungsziel ist 
der vollapprobierte Arzt , d.h. ein Arzt, der sich 
nach kurzer Frist niederlassen und dann alles unter­
suchen und behandeln kann und darf. Eine solche 
Definition des Ausbildungsziels ist unrealistisch. 
Ich kann Ihnen heute noch keine allgemein-ver­
bindliche neue Formulierung liefern. In den Gre­
mien, die mit der Regelung dieser Frage beauftragt 
sind, wird zur Zeit diskutiert, daß man wie bei allen 
anderen Studiengängcn die Ausbildungszeit ver­
kürzen wi l l . Man möchte die reine Medizin-Stu­
dienzeit z.B. auf fünf Jahre verkürzen und hät te 
dann als Ausbildungsziel einen „zur Weiterbildung 
gefähigten Arzt" , der - genau das beinhaltet dieser 
Begriff — „unter Anleitung ärztliche Tätigkeit aus­
üben können" muß. 
Wir bilden an unseren Universitätsklinika zur Zeit 
bekanntlich Studenten aus, die nach dem letzten 
Staatsexamen als Ärzte mit nicht ausreichenden 
praktischen Fähigkeiten betrachtet werden müs­
sen. Dies liegt daran, daß wir in den Universitätskli­
nika im Verhältnis zu den Studentenzahlen zu 
wenige für den Unterricht geeignete Patienten ha­
ben. Erstes und vordringliches Ziel ist daher, wie 
auch vom Wissenschaftsrat vor einem Jahr empfoh-
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len, die Zulassungszahlen für Medizin an die gege­
benen Patientenzahlen anzupassen. Es ist sehr zu 
hoffen, daß auch in der Politik sich schließlich doch 
noch der Sinn für das real Mögliche durchsetzt. 
Wenn die Zulassungszahlen für Medizinstudenten 
jetzt in diesem Sinne reduziert werden, so wird eine 
spätere Studienzeitverkürzung um ein Jahr eine 
weitere, die Gesamtkapazität aber nicht beein­
trächtigende Reduktion der jährlichen Zulassungs­
zahlen z.B. um 'Λ zur logischen Folge haben. 
Eine Studienzeitverkürzung wird in den Universitä­
ten auf große Schwierigkeiten stoßen. Sie hat auch 
zur Voraussetzung, daß man sich dazu entschließt, 
den Unterrichtsstoff zu begrenzen. Wie einschlägi­
ge Untersuchungen z.B. des Murrhardter Kreises 
gezeigt haben, kann man dies durch Verwandlung 
der alten Hauptfächer in sogenannte Pflichtfächer 
erreichen und indem man den Nebenfächern den 
Status eines Wahl-Pflichtfaches zuerkennt. Nicht 
jede der sich neu entwickelnden Spezialitäten in­
nerhalb der Medizin muß ein volles Semester lang 
einen Pflichtkurs oder eine Pflichtübung anbieten. 
Man sollte für die Grundausbildung unnötiges Spe-
zialwissen einer Weiterbildungsphase zuordnen, 
die nach der Ausbildung zum Arzt zu durchlaufen 
wäre . 
Von ebenso großer Bedeutung ist es, daß die schar­
fe Trennung zwischen theoretischen Grundlagen, 
die vor dem Physikum gelernt werden und klini­
scher Ausbildung, die erst nach dem Physikum 
kommt, aufgegeben würde. Hier ist eine gebietsbe­
zogene Verquickung der Grundlagenfächer mit den 
klinischen Abschnitten ein mit großer Einmütigkeit 
gefordertes Ziel . Nur auf diese Weise läßt sich das 
Medizinstudium als wissenschaftliches Studium er­
halten. In Seminar- und Doktorarbeiten soll der 
Student vor allem lernen, die Medizin als ein sich 
ständig weiterentwickelndes Gebiet zu verstehen. 
Er soll die vielen ungelösten Fragen erkennen, er 
soll verstehen, welche Ansätze verfolgt werden, um 
diese Fragen zu lösen. Er soll sich ein Leben lang 
offenhalten für die Übernahme neuer Erkenntnisse 
und echter Fortschritte. Er soll dabei sachliche 
Kri t ik zu üben lernen, Krit ik auch an den vielen 
Schwindelerscheinungen wie paramedizinischen, 
wissenschaftlich nicht ausreichend abgesicherten 
Heilverfahren, die sich schon immer da breit mach­
ten, wo Kranke mit den bisherigen Behandlungs­
möglichkeiten und mit dem existierenden Behand­
lungsangebot nicht zufrieden sind. Er soll eine neue 
Kollegialität und Kooperationsfähigkeit erlernen. 
Man soll ihm vor allem die kritische Selbsteinschät­
zung und Selbstbescheidung hinsichtlich der eige­
nen Grenzen anerziehen. 
Unsere Chancen sind groß, lassen Sie uns diese 
nicht verpassen. 
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